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Antrag
der Fraktionen der CDU, des BSW und der SPD

Thiiringer Bauwirtschaft und Bauherren entlasten — Er-
satzbaustoffverordnung und Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung praktikabel umsetzen

I. Der Landtag stellt fest, dass

1. fur die Entsorgung mineralischer Bauabfalle seit dem 1. August
2023 beziehungsweise nach Fristverlangerung seit dem 31. De-
zember 2023 in Thldringen wie in allen anderen Landern die Man-
telverordnung des Bundes (Verordnung zur Einflihrung einer
Ersatzbaustoffverordnung, zur Neufassung der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung und zur Anderung der Deponie-
verordnung und der Gewerbeabfallverordnung) gilt;

2. beiBau- und Abbrucharbeiten eine Vielzahl von Abfallen, wie zum
Beispiel Bauschutt (Ziegel, Beton, Mauerwerk) und Bodenmateri-
al, anfallt, die bereits auf der Baustelle getrennt zu sammeln und
sortenrein zu entsorgen sind;

3. Bau- und Abbruchabfalle entsprechend ihrer Herkunft und Be-
schaffenheit einzustufen und ordnungsgeman zu entsorgen sind;
dabei ist zu beachten, dass Bau- und Abbruchabfalle vorrangig
zu verwerten sind; nur wenn keine Verwertungsmdglichkeiten zur
Verfugung stehen, ist eine Beseitigung in dafiir zugelassenen An-
lagen mdglich;

4. auchin den kommenden Jahren eine Einbringung von gemaf der
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung hierfiir geeigneten
Bau- und Abbruchabféllen in Tagebauen und anderen Abgrabun-
gen einen relevanten Entsorgungsweg darstellen wird;

5. derzeit etwa zehn Prozent der in Thiiringen anfallenden Menge
mineralischer Bau- und Abbruchabfalle, insbesondere Bauschutt
und Beton, als Ersatzbaustoffe in der Bauwirtschaft wiederver-
wertet werden;

6. entsprechende technologische Weiterentwicklungen vorangetrie-
ben werden missen, um die Hochwertigkeit der Verwertung der
Bau- und Abbruchabfalle zum Zweck des Ressourcenschutzes
als Ersatzbaustoffe zu verbessern;

7. der Einsatz von qualitatsgesicherten Ersatzbaustoffen ein kon-
kreter Beitrag zum Ressourcenschutz ist und die entsprechende
Nachfrage nach diesen Materialien eine wesentliche Triebkraft fiir
das Recycling darstellt.

Il. Die Landesregierung wird aufgefordert,

1. im jeweiligen Einzelfall zu prufen, ob und inwiefern die mit § 28
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) ge-
schaffenen Ubergangsregelungen genutzt werden kénnen, um
Anpassungsprozesse zu erleichtern;
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2. die Regelung in § 8 Abs. 8 BBodSchV (Landeréffnungsklausel)
daraufhin zu prifen, ob diese
a) unter Berlcksichtigung rechtlicher Anforderungen anwend-

bar ist und

b) mittels Erlass nach bayerischem Vorbild genutzt werden kann;

3. Malinahmen zu ergreifen, um die Recyclingrate von Bau- und Ab-
bruchabfallen in Thiiringen zu erhéhen, indem
a) bei der Vergabe von Bauleistungen die Vorbildwirkung der 6f-

fentlichen Hand starker beriicksichtigt wird,

b) die Berlicksichtigung von Ersatzbaustoffen bei der Vergabe
von Bauleistungen des Landes im Tief- und im Hochbau prak-
tikabel ausgestaltet wird und

c) die Erforschung und Nutzung von Recyclingverfahren gezielt
unterstutzt werden;

4. die praktischen Auswirkungen der Mantelverordnung Verordnung
zur Einfiihrung einer Ersatzbaustoffverordnung, zur Neufassung
der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung und zur An-
derung der Deponieverordnung und der Gewerbeabfallverord-
nung in Thiringen zu ermitteln;

5. im Rahmen der Bund-Lander-Zusammenarbeit darauf hinzuwir-
ken, dass bundeseinheitliche Vollzugshilfen und fachliche Aus-
legungshinweise zur Ersatzbaustoffverordnung zeitnah aktuali-
siert und mit den Landern abgestimmt werden, um den Vollzug zu
vereinheitlichen und den Interpretationsspielraum zu verringern;

6. zu prifen, ob ein Thiringer Praxisleittaden zur Anwendung der
Ersatzbaustoffverordnung eine sinnvolle Erganzung zu den bun-
desweit ausgearbeiteten FAQ (haufig gestellte Fragen) darstel-
len konnte.

Begriindung:

Mit dem Inkrafttreten der Mantelverordnung am 1. August 2023 verfolgt
der Bund das Ziel, die Verwertung mineralischer Abfélle zu starken und
gleichzeitig Umweltbelange zu wahren. In der Praxis zeigt sich jedoch,
dass bestimmte Vorgaben zu Unsicherheiten und Hemmnissen fihren.

Mit der sogenannten Mantelverordnung, konkret , der neu erlassenen
Ersatzbaustoffverordnung und der neugefassten Bundes- Bodenschutz-
und Altlastenverordnung ist fir die beiden Verordnungen ein neues, ein-
heitliches Bewertungssystem fur mineralische Abfalle geschaffen wor-
den. Der Bund ist damit einem Wunsch seitens der Lander — und der
Industrie — nachgekommen, die bis dahin geltenden landesspezifischen
Regelungen auf Basis der Mitteilung der Landerarbeitsgemeinschaft Ab-
fall (LAGA) 20 durch ein einheitliches, wissenschaftlich fundiertes Be-
wertungssystem zu ersetzen und damit bestehenden Wettbewerbsver-
zerrungen entgegenzuwirken.

Dieses Bewertungssystem ist mit dem bisherigen nicht vergleichbar und
kann daher zu Veranderungen in den Abfallstrdomen beziehungsweise
Entsorgungswegen fiihren. Die bundeseinheitlichen Zuordnungswerte
und Prifvorgaben beschreiben Regelfélle. Die tatsachlichen geologi-
schen, hydrogeologischen oder regionalwirtschaftlichen Gegebenhei-
ten mussen gesondert betrachtet werden.

Um die hierdurch notwendigen Anpassungen zu erleichtern und die hier-
von Betroffenen zu entlasten, sollen die Ubergangsregelungen, die in
der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung geregelt wurden,
mdglichst umfassend genutzt werden.
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Damit soll auch erreicht werden, dass die betroffenen Flachen fristge-
recht rekultiviert und an die urspriinglichen Flacheneigentimer zur Be-
wirtschaftung zurlickgegeben werden kénnen.

Gerade mit Blick auf die aktuellen Diskussionen uber eine nachhaltige
Bauwirtschaft, Ressourcenschutz und Klimaziele muss der Freistaat
Thiringen mit einer starken Bau- und Entsorgungswirtschaft ein verlass-
liches und konsequent angewandtes Regelwerk bieten. Nur durch die
strikte Anwendung der bundeseinheitlichen Vorgaben der Ersatzbaustoff-
verordnung und Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung kénnen
Transparenz, Planungs- und Rechtssicherheit fir die Unternehmen und
damit eine langfristig tragfahige Entsorgungsstruktur geschaffen werden.

Um die Recyclingquote fir Bau- und Abbruchabfélle zu erhéhen, soll
die Landesregierung die Vorbildwirkung der 6ffentlichen Hand ausspie-
len und mit positivem Beispiel vorangehen und damit zeigen, dass auch
Recyclingbaustoffe sowohl im Tief- als auch im Hochbau gut verwen-
det werden kdnnen.

Ein Praxisleitfaden bietet die Mdglichkeit, unter Wahrung des Schutz-
niveaus praktikable Lésungen zu etablieren. Dies darf kein Schritt zur
Absenkung von Umweltstandards sein, sondern soll den Weg zu einem
regional angepassten, rechtssicheren Vollzug ebnen.

Der Freistaat Thiringen sollte den Fokus auf eine praxisnahe Auslegung
innerhalb des bestehenden Rechtsrahmens, verbesserte Kommunikati-
on zwischen Behorden und Wirtschaft sowie eine einheitliche Vollzugs-
praxis legen. Vollzugshilfen und Verwaltungsleitfaden kénnen hier eine
wichtige unterstitzende Rolle spielen — ohne die Integritat des Bundes-
rechts aufzugeben.

Der parallele Umgang mit Bundes- und Landesrecht erhéht den biro-
kratischen Aufwand erheblich. Unterschiedliche Anforderungen bei Ver-
fullungsstandorten, Materialklassen oder Nachweispflichten erschweren
den Vollzug und binden erhebliche Verwaltungskapazitaten.

Durch diesen Antrag soll sichergestellt werden, dass sowohl 6kologische
als auch 6konomische Aspekte bei der Umsetzung der Mantelverord-
nung in Einklang gebracht werden und die Kreislaufwirtschaft im Bau-
sektor praktikabel und zukunftssicher gestaltet wird.

Fuar die Fraktion Fur die Fraktion Fir die Fraktion
der CDU: des BSW: der SPD:
Jary Dr. Wogawa Merz



	Thüringer Bauwirtschaft und Bauherren entlasten – Ersatzbaustoffverordnung und Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung praktikabel umsetzen
	Begründung:


